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Beurkundungen sollen künftig generell auch in elektronischer Form errichtet werden können: also z. B. mittels eines Unter-

schriftenpads. Das sieht ein Gesetzentwurf vor, den das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) am

13.6.2025 veröffentlicht hat (vgl. BMJV, PM Nr. 19/20205 vom gleichen Tag). Bislang ist das Beurkundungsverfahren grund-

sätzlich papiergebunden ausgestaltet. Dr. Stefanie Hubig, Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, erklärte da-

zu: „Mit unserem Gesetzentwurf wollen wir das Beurkundungsverfahren endlich auf die Höhe der Zeit bringen. Das ist ein

weiterer wichtiger Baustein bei der Digitalisierung unserer Rechtsordnung. Es ist höchste Zeit, dass wir digitale Beurkun-

dungsverfahren einführen. Schon heute werden Urkunden weitgehend elektronisch aufbewahrt. Doch die Niederschrift der

Urkunde selbst erfolgt noch immer auf Papier. Das ist unnötig umständlich.“ Nach deutschem Recht sei für viele besonders

bedeutsame Rechtsgeschäfte eine öffentliche Beurkundung vorgeschrieben, z. B. für den Grundstückskaufvertrag, für den

Gesellschaftsvertrag bei Gründung einer GmbH oder für den Ehevertrag. Beurkundungen könnten insbesondere von Notaren

vorgenommen werden, aber auch von Nachlassgerichten. Bislang setze eine Beurkundung im Regelfall eine Niederschrift auf

Papier voraus. Dagegen erfolge die Verwahrung von Urkunden bereits weitgehend elektronisch. Auch der Vollzug beurkun-

deter Geschäfte und Erklärungen laufe zunehmend elektronisch ab. Daher komme es derzeit häufig zu einem doppelten

Medientransfer: Die elektronisch verfasste Urkunde werde ausgedruckt und müsse nach Unterzeichnung zum Zweck von

Vollzug und Verwahrung eingescannt werden. Mit dem Gesetzentwurf sollen solche Medienbrüche verhindert werden. Der

Gesetzentwurf sieht insbesondere folgende Regelungen vor: (1) Notarielle Beurkundung von Willenserklärungen in elektro-

nischer Form; (2) Beglaubigungen elektronischer Unterschriften und (3) Vereinfachte Zugangsbewirkung von beurkundeten

und beglaubigten Erklärungen. Der Entwurf wurde am 13.6.2025 an die Länder und Verbände verschickt und auf der Inter-

netseite des BMJV veröffentlicht. Die interessierten Kreise haben nun Gelegenheit, bis zum 27.6.2025 Stellung zu nehmen.

Ein Gesetzentwurf mit ähnlicher Zielsetzung wurde bereits in der vergangenen Legislaturperiode veröffentlicht. Das Gesetz-

gebungsverfahren konnte seinerzeit nicht abgeschlossen werden. Der jetzt veröffentlichte Gesetzentwurf ist punktuell modi-

fiziert worden.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Kündigungsschaltfläche

Hat der Unternehmer dem Verbraucher ermög-

licht, über eine Internetseite einen Vertrag über

die wiederkehrende Lieferung von Waren oder

Erbringung von Dienstleistungen zu schließen,

so muss er auf der Internetseite eine Kündi-

gungsschaltfläche auch dann bereitstellen,

wenn der Verbraucher für die vertraglichen Leis-

tungen des Unternehmers ein einmaliges Ent-

gelt zu entrichten hat und der Vertrag nach der

vereinbarten Laufzeit automatisch endet.

BGH, Urteil vom 22.5.2025 – I ZR 161/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1473-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Berücksichtigung eines Hilfsantrags

bei Berechnung des Wertes der mit Revi-

sion geltend zu machenden Beschwer

Ein Hilfsantrag ist bei der Berechnung desWertes

der mit der Revision geltend zu machenden Be-

schwer nur zu berücksichtigen, wenn das Beru-

fungsgericht über ihn entschieden hat. Dies gilt

nicht nur für den Fall, dass ein Hilfsantrag für den

Fall gestellt wird, dass der Kläger mit seinem

Hauptantrag keinen Erfolg hat (echter Hilfsan-

trag), sondern auch für sogenannte unechteHilfs-

anträge, dieunterderBedingunggestelltwerden,

dassdemHauptantragstattgegebenwird.

BGH, Beschluss vom 20.2.2025 – I ZR 119/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1473-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kein Ausschluss von Ausübung des

Richteramts gem. § 41 Nr. 6 ZPO bei Mit-

wirkung in Vorinstanz an erstem Versäum-

nisurteil

a) Ein Richter, der in der Vorinstanz an ei-

nem ersten Versäumnisurteil mitgewirkt hat,

das im die Instanz abschließenden und nun-

mehr angefochtenen streitigen Urteil ohne

Mitwirkung des Richters aufrechterhalten

worden ist, ist nicht nach § 41 Nr. 6 ZPO von

der Ausübung des Richteramts ausgeschlos-

sen.

b) In einem solchen Fall kommt eine Ablehnung

wegen Besorgnis der Befangenheit nur im Ein-

zelfall in Betracht, wenn besondere Umstände

darauf hindeuten, dass der Richter nicht bereit

ist, seine frühere Beurteilung ergebnisoffen zu

überprüfen.

BGH, Beschluss vom 27.3.2025 – I ZB 40/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1473-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Garantie des gesetzlichen Richters aus

Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG und Nicht-Einholen

einer Vorabentscheidung des EuGH

a) Es verletzt nicht die Garantie des gesetz-

lichen Richters aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG,

wenn das erstinstanzliche Gericht vor Erlass

eines zweiten Versäumnisurteils aufgrund des

Unterbleibens einer erneuten Schlüssigkeits-

prüfung nicht eine Vorabentscheidung des

Gerichtshofs der Europäischen Union gemäß

Art. 267 AEUV einholt oder den Rechtsstreit

entsprechend § 148 Abs. 1 ZPO mit Blick auf

ein laufendes Vorabentscheidungsverfahren

aussetzt und das Berufungsgericht ein sol-

ches zweites Versäumnisurteil aufgrund des

nach §§ 345, 514 Abs. 2 Satz 1 ZPO auf das

(Nicht-)Vorliegen einer schuldhaften Versäu-

mung beschränkten Prüfungsumfangs nicht

aufhebt.

b) Unter Berücksichtigung der bereits ergange-

nen Rechtsprechung des Gerichtshofs der Eu-

ropäischen Union unterliegt es keinem Zweifel,

dass der nach §§ 345, 514 Abs. 2 Satz 1 ZPO

begrenzte Prüfungsumfang gegenüber einem

Gewerbetreibenden auch dann angewendet

werden darf, wenn die Sachentscheidung, die

dann nicht mehr zu überprüfen ist, gegen das

Unionsrecht verstieße.

BGH, Beschluss vom 27.3.2025 – I ZB 68/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1473-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: LKW-Kartell VI

Der Erfahrungssatz, dass die im Rahmen eines

Kartells erzielten Preise im Schnitt über denje-

nigen liegen, die sich ohne die wettbewerbs-

beschränkende Absprache gebildet hätten, fin-

det beim LKW-Kartell zugunsten eines Lea-

singnehmers Anwendung, der einen Kraftfahr-

zeug-Leasingvertrag mit Kilometerabrechnung

unter Vereinbarung eines Ausgleichs für ge-

fahrene Mehrkilometer und eines leasingtypi-

schen Minderwertausgleichs mit Amortisati-

onsfunktion geschlossen hat (Fortführung von
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